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„Nicht abgeholter Campingbus“

Nach einem mittleren Lottogewinn gönnt Hobbycamper C sich einen neuen Caravan, den er über den Autohändler H kauft. Den alten VW-Campingbus will H zwar nicht in Zahlung nehmen, er bietet aber an, den Bus provisionsfrei für C zu verkaufen. Also beauftragt C den H mit dem Weiterverkauf. Der Bus wird auf dem Gelände des H ausgestellt mit einem Schild, auf dem neben der Typenbezeichnung, Alter, Laufleistung etc. geschrieben steht: „Zu verkaufen, aus erster Hand, direkt von Privat, Preis nur 9.000 €, VB.“

Schon wenige Tage später, am 07.02.2004, kommt D am Gelände des H vorbei und interessiert sich für den Campingbus. D erklärt H, für 8.500 € würde er den Bus kaufen. H entgegnet daraufhin: „Ich muss die Sache wegen des Preises erst mit dem Besitzer C abklären. Am besten unterschreiben Sie schon mal die schriftliche Bestellung. Wenn C einverstanden ist, werde ich mich umgehend mit Ihnen in Verbindung setzen.“ Daraufhin unterschreibt D ein von H vorgelegtes und mit den relevanten Daten zu Parteien, Kaufgegenstand und Preis ausgefülltes Bestellformular. Darin heißt es für den D gut sichtbar u.a.: „Der Käufer ist an diese Bestellung 10 Tage gebunden. Der Kauf ist abgeschlossen, wenn der Verkäufer durch den Vermittler H die Annahme der Bestellung innerhalb dieser Frist schriftlich bestätigt hat oder die Lieferung ausgeführt ist.“ 

Nach Rücksprache mit C erklärt H am 09.02.2004 in einem an D gerichteten Übergabe-Einschreiben namens des C die Annahme der Bestellung. Beim Zustellversuch am 10.02. trifft die Postbotin den D nicht an und hinterlässt in dessen Briefkasten die schriftliche Mitteilung, für ihn sei ein eingeschriebener Brief bei dem näher bezeichneten Postamt niedergelegt. (Angaben zum Absender oder Inhalt des Einschreibens enthält die Mitteilung nicht.) D holt das Schreiben nicht ab. Mit Stempelaufdruck vom 20.02. und dem Vermerk „Empfänger benachrichtigt, da nicht abgefordert nach Ablauf der Lagerfrist wieder zurück“ trifft der Brief am 23.02. wieder bei H ein. Mit Schreiben vom 23.04. fordert H den D unter Hinweis auf das Einschreiben auf, den Campingbus abzuholen und die vereinbarten 8.500 € zu zahlen. 

C will wissen, welche Ansprüche ihm gegen D zustehen.

Abwandlung:

Wegen eines Fehlers der Post beim Sortieren unternimmt die Postbotin den ersten Zustellversuch erst am 17.02. Als der allein lebende D abends nach Hause kommt, ist das Postamt längst geschlossen. Den Brief (Poststempel 09.02.) holt er am 19.02.beim Postamt ab. Mittlerweile hat D kein Interesse mehr an dem Campingbus. Er denkt, die Frist für die Annahme sei schon abgelaufen und die Sache für ihn daher erledigt. Daher antwortet er dem H auch nicht. H fordert mit Schreiben vom 02.03. Abholung und Zahlung.

Kann C von D Zahlung des Kaufpreises verlangen? 

